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311 
Verordnung 

über die Zuständigkeit der Amtsgerichte 
in Bußgeldverfahren 

wegen Steuerordnungswidrigkeiten 
Vom 11. August 1997 

Aufgrund des § 391 Abs. 2 in Verbindung mit § 410 
Abs. 1 Nr. 2 der Abgabenordnung vom 16. März 1976 
(BGBl. I S. 613), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. 
Dezember 1996 (BGBl. I S. 2049), in Verbindung mit § 1 
der Verordnung über die Ermächtigung des Justizmini­
steriums zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach § 391 
Abs. 2 in Verbindung mit § 410 Abs. 1 Nr. 2 der 
Abgabenordnung vom 24. Juni 1997 (GV. NW. S. 198) wird 
verordnet: 

§ 1 

(1) Die nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602) in Verbindung mit den §§ 409ff. der 
Abgabenordnung den Amtsgerichten übertragenen Ent­
scheidungen obliegen bei Steuerordnungswidrigkeiten, 
die von Finanzämtern des Landes Nordrhein-Westfalen 
verfolgt und geahndet werden, den Amtsgerichten, in 
deren Bezirk die Landgerichte ihren Sitz haben, jeweils 
für den Bezirk des Landgerichts. 

(2) Die Zuständigkeit des Amtsgerichts bestimmt sich 
nach dem Ort, an dem der Betroffene seinen Wohnsitz 
oder mangels eines Wohnsitzes in Nordrhein-Westfalen 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. Maßgebend ist 

1. bei Entscheidungen, die vor Erlaß eines Bußgeldbe­
scheides beantragt werden, der Wohnsitz oder der 
gewöhnliche Aufenthaltsort zur Zeit der AntragsteI­
lung, 

2. in allen übrigen Fällen der Wohnsitz oder der gewöhn­
liche Aufenthaltsort zur Zeit der Zustellung des Buß­
geldbescheides. 
(3) Liegen weder der Wohnsitz noch der gewöhnliche 

Aufenthaltsort des Betroffenen zu den nach Absatz 2 
maßgebenden Zeitpunkten im Land Nordrhein-Westfa­
len, so richtet sich die Zuständigkeit des Gerichts nach 
dem Ort, an dem die Steuerordnungswidrigkeit begangen 
worden ist. Ist auch hiernach kein Amtsgericht in Nord­
rhein-Westfalen zuständig, so obliegt die Entscheidung 
dem Amtsgericht aus dem Bezirk des Landgerichts, in 
dem das Finanzamt seinen Sitz hat. 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Zuständigkeit der Amtsgerichte in Bußgeldverfahren 
wegen Steuerordnungswidrigkeiten vom 6. August 1970 
(GV. NW. S. 642) außer Kraft. 

Düsseldorf, den 11. August 1997 

Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Behrens 

- GV. NW. 1997 S. 306. 

Bekanntmachung 
der Genehmigung der 21. Anderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Köln, 

Teilabschnitt Kreis Düren, Kreis Euskirchen, 
Kreis Heinsberg 

zugleich 
7. Änderung des GEP, Teilabschnitt 

Kreisfreie Stadt Aachen, Kreis Aachen 
Vom 21. Januar 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Köln 
hat in seiner Sitzung am 22. 3. 1996 die Aufstellung der 21. 

Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regie­
rungsbezirk Köln, Teilabschnitt Kreis. Düren, Kreis Eus­
kirchen, Kreis Heinsberg zugleich 7. Anderung des GEP, 
Teilabschnitt Kreisfreie Stadt Aachen, Kreis Aachen 
beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 21. 1. 1997 - VI 
BI - 60.71.19 gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 21. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Kre~s Düren, 
Kreis Euskirchen, Kreis Heinsberg zugleich 7. Anderung 
des GEP, Teilabschnitt Kreisfreie Stadt Aachen, Kreis 
Aachen wird beim Ministerium für Umwelt, Raumord­
nung und Landwirtschaft (Landesplanungsbehörde) in 
Düsseldorf, bei der Bezirksregierung Köln (Bezirkspla­
nungsbehörde), bei den Kreisen Aachen, Düren und 
Euskirchen sowie den Kommunen Blankenheim, Dahlem, 
Düren, Heimbach, Hellenthai, Hürtgenwald, KaU, Me­
chernich, Monschau, Nettersheim, Schleiden und Simme­
rath zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Köln (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht worden 
ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 8. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Ringel 

- GV. NW. 1997 S. 306. 

Bekanntmachung 
der Genehmigung der 16. Anderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold 

Vom 23. Mai 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold hat in seiner Sitzung am 7. 10. 1996 die Aufstellung 
der 16. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 23. 5. 1997 - VI 
B 1- 60.32.18 - gemäß § 16.Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 
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Die 16. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold wird beim Ministeriwn 
für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft (Landes­
planungsbehörde) in Düsseldorf, bei der Bezirksregie­
rung Detmold (Bezirksplanungsbehörde), beim Kreis Gü­
tersloh sowie bei der Stadt Rheda-Wiedenbrück zur 
Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 8. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Ringel 

- GV. NW. 1997 S. 306. 

Bekanntmachung 
der Unfallverhütungsvorschrift des 

Gemeindeunfallversicherungsverbandes (G UVV) 
Westfalen-Lippe "Veranstaltungs- und 

Produktionsstätten für szenische Darstellung" 
(GUV 6.15) 

Vom 12. Juni 1997 

Die Vertreterversammlung des Gemeindeunfaliversi­
cherungsverbandes (GUVV) Westfalen-Lippe hat in ihrer 
Sitzung vom 12. Juni 1997 die Unfallverhütungsvorschrift 
"Veranstaltungs- und Produktionsstätten für szenische 
Darstellung" (GUV 6.15) vom Januar 1997 beschlossen. 

I. 
Geltungsbereich 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Unfallverhütungsvorschrift gilt für 

1. den bühnentechnischen und darstellerischen Bereich 
von Veranstaltungsstätten, 

2. den produktions technischen und darstellerischen Be­
reich von Produktionsstätten für Film, Fernsehen, 
Hörfunk und Fotografie. 

(2) Diese Unfallverhütungsvorschrift gilt nicht für 
Filmtheater ohne Szenenfläche, Schausteller- und Zir­
kusunternehmen. 

11. 
Begriffsbestimmungen 

§2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Veranstaltungsstätten im Sinne dieser Unfallverhü­
tungsvorschrift sind alle Betriebsstätten in Gebäuden 
oder im Freien mit Bühnen oder Szenenflächen für 

Darstellungen einschließlich der erforderlichen Einrich­
tungen und Geräte. 

(2) Produktionsstätten für Film, Fernsehen, Hörfunk 
und Fotografie im Sinne dieser Unfallverhütungsvor­
schrift sind Studios, Ateliers sowie Spiel- und Szenenflä­
chen bei Außenaufnahmen, einschließlich der erforderli­
chen Einrichtungen und Geräte. 

(3) Sicherheitstechnische Einrichtungen im Sinne die­
ser Unfallverhütungsvorschrift sind alle in Veranstal­
tungs- und Produktionsstätten eingesetzten technischen 
Anlagen und Betriebsmittel, die der Abwehr unmittelba­
rer Gefahren dienen. 

(4) Maschinentechnische Einrichtungen im Sinne dieser 
Unfallverhütungsvorschrift sind alle für den Betrieb in 
Veranstaltungs- und Produktionsstätten eingesetzten 
technischen Anlagen und Betriebsmittel. 

III. 
Bau und Ausrüstung 

§3 
Allgemeines 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, daß Einrichtun­
gen in Veranstaltungs- und Produktionsstätten gemäß 
den Bestimmungen des Abschnittes III beschaffen sind. 

§4 
Standsicherheit und Tragfähigkeit 

Flächen und Aufbauten müssen so bemessen und 
beschaffen sein sowie so aufgestellt, unterstützt, ausge­
steift, eingehängt und verankert werden, daß sie die bei 
der vorgesehenen Verwendung anfallenden statischen 
und dynamischen Lasten aufnehmen und ableiten kön­
nen. Sie müssen auch während des Auf- und Abbaus 
standsicher und, wenn sie betreten werden, tragfähig 
sein. 

§5 
Sichere Begehbarkeit 

(1) Szenenflächen, Aufbauten und Dekorationen müs­
sen so beschaffen sein, daß Personen sicher agieren 
können. 

Insbesondere müssen 

L Bühnenböden eben, splitterfrei und fugendicht, 
2. betriebsbedingte Spalten und Öffnungen von mehr als 

20 mm Breite abdeckbar, 
3. aus mehreren Bauteilen bestehende Aufbauten gegen 

Auseinandergleiten gesichert, 
4. Bodenbeläge gegen Verrutschen gesichert 

und 
5. Szenenflächen gegenüber benachbarten, nicht tragfä­

higen Flächen gesichert sein. 

(2) In betriebsmäßig verdunkelten Räumen müssen 
Einrichtungen vorhanden sein, die eine sichere Orientie­
rung ermöglichen. 

§6 
Absturzsicherung 

(1) An Arbeitsplätzen, Szenenflächen, Verkehrswegen 
und Zugängen, die an Gefahrbereiche grenzen oder 
gegenüber angrenzenden Flächen höher als 1 m liegen, 
müssen wirksame Einrichtungen gegen Abstürzen von 
Personen vorhanden sein. 

(2) Lassen sich im Einzelfall aus zwingenden szeni­
schen Gründen Einrichtungen nach Absatz 1 nicht ver­
wenden, müssen an deren Stelle Einrichtungen zum 
Auffangen abstürzender Personen vorhanden sein. Ist die 
Verwendung dieser Auffangeinrichtungen an Szenenflä­
chen aus zwingenden szenischen Gründen nicht möglich, 
muß die Absturzkante gekennzeichnet und bei allen 
Beleuchtungsverhältnissen deutlich erkennbar sein. 

(3) An Durchgängen in Schutzvorhängen und an Vorbüh­
nenauftritten muß durch Warnschilder auf die Absturz­
gefahr hingewiesen sein. 
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§ 7 
Schutz gegen herabfallende Gegenstände 

(1) Gegen das Herabfallen von Gegenständen auf 
Arbeitsplätze, Verkehrs- und Szenenflächen müssen 
Schutzmaßnahmen getroffen sein. 

(2) Bei der Lagerung von Gegengewichten auf Arbeits­
galerien müssen Schutzvorrichtungen dauerhaft ange­
bracht sein. 

(3) Gegengewichte müssen auf ihrem Träger so gesi­
chert sein, daß sie bei hartem Auftreffen am Anschlag 
nicht herausfallen können. 

(4) Laufbahnen von Gegengewichten müssen verkleidet 
sein, die Verkleidung darf in den notwendigen Arbeitsbe­
reichen der Züge bis zu einer Höhe von 2,30 m unterbro­
chen sein. 

(5) Unter Laufbahnen mit veränderbaren Gegenge­
wichten müssen über Verkehrswegen oder Arbeitsplätzen 
Auffangvorrichtungen vorhanden sein. 

(6) Ortsveränderliche Beleuchtungs-, Bild- und Beschal­
lungsgeräte müssen durch zwei unabhängig voneinander 
wirkende Vorrichtungen gegen Herabfallen gesichert 
sein. Lose Zusatzteile oder sich lösende Teile müssen 
durch Vorrichtungen aufgefangen werden. 

§8 
Sicherung gegen unbeabsichtigte Bewegungen 

(1) Bewegliche Einrichtungen der Ober- und Unterma­
schinerie mit ihren Lasten müssen Sicherungen gegen 
unbeabsichtigte Bewegungen haben. 

(2) Zur Sicherung gegen unbeabsichtigte Auf- und 
Abwärtsbewegungen von Einrichtungen der Ober- und 
Untermaschinerie mit ihren Lasten müssen 

1. geeignete Triebwerke, 
2. Bremsen 

oder 
3. Gegengewichte in Verbindung mit Feststelleinrichtun­

gen vorhanden sein. 

(3) Es müssen Einrichtungen vorhanden sein, die bei 
Auftreten eines Fehlers die bewegten Lasten zum Still­
stand bringen können. 

(4) Abweichend von Absatz 3 müssen Bewegungsvor­
gänge von sicherheitstechnischen Einrichtungen bestim­
mungsgemäß ablaufen können. 

§9 
Tragmittel und Anschlagmittel 

Tragmittel und Anschlagmittel müssen entsprechend 
der besonderen Gefährdung beim Betrieb und den beim 
Betrieb auftretenden Belastungen beschaffen und ausrei­
chend bemessen sein. 

§ 10 
Betriebsbedingt bewegte Einrichtungen 

(1) GefahrsteIlen an betriebsbedingt bewegten Einrich­
tungen müssen gesichert sein. 

(2) Lassen sich im Einzelfall aus zwingenden Gründen 
Gefahrstellen nicht sichern, muß sichergestellt sein, daß 

- zwischen festen und beweglichen Teilen ein ausrei­
chender Abstand vorhanden 
oder 
zwischen der Steuerstelle und den bewegten Teilen 
Sicht- oder Sprechverbindung gewährleistet ist. 

(3) Die Bewegung von Teilen des Bühnenbodens, von 
Stegen oder Aufbauten muß an deren Zugängen mit 
unverwechselbaren und deutlich wahrnehmbaren Si­
gnalen angezeigt werden können. 

(4) Bewegliche Einrichtungen und Teile, die betriebsbe­
dingt betreten werden, müssen Schutzvorrichtungen ha­
ben und so beschaffen sein, daß ein gefahrloses Betreten, 
Agieren und Verlassen sowie eine gefahrlose Zuführung 
und Abnahme von Dekorationen möglich sind. 

(5) Der Eiserne Vorhang zum Zuschauerraum muß mit 
netzunabhängigen, akustischen Signaleinrichtungen aus­
gerüstet sein, die die Schließbewegung in jedem Betriebs­
zustand deutlich wahrnehmbar anzeigen. 

§11 
Werkstätten 

(1) Werden Ausstattungen, wie Bühnenaufbauten, De­
korationen, Requisiten, Kostüme, durch Versicherte her­
gestellt, müssen ausreichend bemessene und mit den 
dafür notwendigen Geräten und Einrichtungen ausgerü­
stete Werkstätten vorhanden sein. 

(2) Lärmbereiche in Werkstätten müssen vom Montage­
bereich räumlich getrennt sein. Zur Lärmminderung sind 
bauakustische Maßnahmen vorzunehmen. 

(3) In Werkstätten, in denen Gefahrstoffe in die Atem­
luft gelangen können, sind wirksame Absaugvorrichtun­
gen zu installieren. 

§ 12 
Lagerräume 

Für das Abstellen und Lagern von Gegenständen und 
Materialien müssen ausreichend bemessene Stellflächen 
und geeignete Räume vorhanden sein. Die zulässige 
Tragfähigkeit des Bodens ist deutlich erkennbar und 
dauerhaft anzugeben. 

§ 13 
Orchestergraben, Proben- und Stimmräume 

(1) Der Orchestergraben muß so gestaltet'sein, daß die 
dort tätigen Versicherten vermeidbaren gesundheits­
schädlichen Einwirkungen nicht ausgesetzt sind. 

(2) Der Orchestergraben muß mindestens zwei entge­
gengesetzt liegende Rettungswege haben. 

(3) Proben- und Stimmräume müssen so gestaltet sein, 
daß die dort tätigen Versicherten vermeidbaren gesund­
heitsschädlichen Einwirkungen nicht ausgesetzt sind. 

IV. 
Betrieb 

§ 14 
Allgemeines 

Die Bestimmungen des Abschnittes IV richten sich an 
den Unternehmer. Die Bestimmungen der §§ 15 Abs. 3, 18, 
19, 20 Abs. 1 und 3, 21 bis 26 Abs. 4 und 6, 27 bis 29 und 31 
richten sich auch an den Versicherten. 

§ 15 
Leitung und Aufsicht 

(1) Der Unternehmer darf Leitung und Aufsicht der 
Arbeiten in Veranstaltungs- und Produktionsstätten nur 
Bühnen- und Studiofachkräften übertragen. 

(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, daß vor 
Gastspielen, Außenaufnahmen oder Nutzung der Veran­
staltungs- oder Produktionsstätten durch Dritte die 
Zuständigkeit hinsichtlich Leitung und Aufsicht festge­
legt wird. 

(3) Mit Aufführungen, Aufnahmen und Proben darf erst 
begonnen werden, nachdem der Aufsichtführende die 
Szenenflächen freigegeben hat. 

§ 16 
Beschäftigungsbeschränkung 

(1) Mit dem selbständigen Führen und Warten maschi­
nentechnischer Einrichtungen' dürfen nur Personen be­
schäftigt werden, die 

1. das 18. LebenSjahr vollendet haben, 
2. körperlich und geistig dafür geeignet sind, 
3. hinsichtlich der übertragenen Aufgaben unterwiesen 

sind und von denen 
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4. zu erwarten ist, daß sie die ihnen übertragenen Aufga­
ben zuverlässig erfüllen. 

(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt nicht für die Beschäftigung 
Jugendlicher über 16 Jahre, soweit dies zum Erreichen 
ihres Ausbildungszieles erforderlich ist und ihr Schutz 
durch Aufsicht gewährleistet ist. 

§ 17 
Unterweisung 

(1) Der Unternehmer hat alle beteiligten Personen vor 
Aufnahme der Proben zu einer Bühneninszenierung oder 
Produktion hinsichtlich der erforderlichen Unfallverhü­
tungsmaßnahmen zu unterweisen. 

(2) Bei gefährlichen szenischen Vorgängen, die ein be­
stimmtes Verhalten erforderlich machen, sind die Unter­
weisungen in geeigneten Zeitabständen zu wiederholen. 

§ 18 
Schutzausrüstungen 

(1) Soweit bei Arbeiten die Gefahr von Verletzungen 
und Gesundheitsschädigungen durch technische oder 
organisatorische Maßnahmen nicht verhindert werden 
kann, sind geeignete persönliche Schutzauslii,stungen zur 
Verfügung zu stellen und zu benutzen. 

(2) Die Versicherten dürfen beim Aufenthalt auf hoch­
gelegenen Arbeitsplätzen Werkzeug und Kleinmaterial 
und sonstige Gegenstände nicht in der Kleidung bei sich 
tragen. Zur Mitführung der Gegenstände sind geeignete 
Hilfsmittel zu benutzen. 

§ 19 
Aufenthaltsverbot 

(1) Während des Auf-, Um- und Abbaus ist der unnötige 
Aufenthalt im Bereich von Bewegungsflächen, auf Be­
leuchterbrücken, unter hochgelegenen Arbeitsplätzen so­
wie an sonstigen Gefahrbereichen verboten. 

(2) Der Aufenthalt unter bewegten kraftbetriebenen 
Bühnenabschlüssen ist verboten. 

§ 20 
Gefährliche szenische Vorgänge 

(1) Gefährliche szenische Vorgänge sind unter Anwen­
dung von Schutzmaßnahmen durchzuführen und ausrei­
chend zu proben. 

(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, daß bei 
gefährlichen szenischen Vorgängen nur fachlich und 
körperlich geeignete Personen eingesetzt werden. 

(3) Künstlerische Forderungen hinsichtlich der Deko­
ration und Darstellung dürfen nicht realisiert werden, 
wenn die Bühnen- und Studiofachkraft aus Sicherheits­
gründen gegen sie Einwendungen erhebt. 

§ 21 
Artistische Darstellungen 

Der Auf- und Abbau von Geräten und Einrichtungen 
für artistische Darstellungen darf nur von den Artisten 
selbst oder ihren Beauftragten vorgenommen werden. 
Vor jeder Benutzung haben sich die Artisten selbst vom 
sicheren Zustand der Geräte und Einrichtungen zu 
überzeugen. 

§ 22 
Lagern von Gegenständen 

Auf Bühnen-, Szenen- und Arbeitsflächen dürfen mit 
Ausnahme des für die jeweilige Aufführung oder Produk­
tion bestimmten Tagesbedarfes keine Gegenstände und 
Materialien gelagert werden. 

§ 23 
Umgang mit Gegenständen 

Durch das Bereitstellen, Stapeln, Bewegen und Trans­
portieren von Gegenständen und Materialien dürfen 
Versicherte nicht gefährdet werden. 

§ 24 
Zustand von Flächen und Aufbauten 

(1) Flächen und Aufbauten sind in einwandfreiem und 
sauberem Zustand zu halten. Sie dürfen in ihrer Standsi­
cherheit und Tragfähigkeit nicht beeinträchtigt werden. 

(2) Zwischen den Umfassungswänden und dem Rund­
horizont oder der Dekoration ist ein mindestens 1 m 
breiter Umgang freizuhalten, sofern der Rundhorizont 
oder die Dekoration nicht unmittelbar auf den Umfas­
sungswänden angebracht ist. 

§ 25 
Bestimmungsgemäße Verwendung 

maschinentechnischer Einrichtungen 

Maschinentechnische Einrichtungen dürfen nur be­
stimmungsgemäß in der vom Hersteller vorgegebenen 
Weise betrieben und nicht überlastet werden. 

§ 26 
Bewegungsvorgänge von 

maschinentechnischen Einrichtungen 

(1) Bewegungsvorgänge, die Gefährdungen verursa­
chen können, dürfen nur ausgeführt werden, wenn die 
Geschwindigkeit der Situation angemessen ist und 

1. Schutzeinrichtungen zur Sicherung der Gefahrstellen 
vorhanden sind 
oder 

2. die Gefahrstellen vom Maschinenführer überwacht 
werden und deutlich erkennbar auf die Gefahrstellen 
hingewiesen wird. 

(2) Anweisungen zur Auslösung von Bewegungsvorgän­
gen mÜSSen gut wahrnehmbar und eindeutig gegeben 
werden. 

(3) In Bewegung befindliche Flächen dürfen nur von 
Personen betreten und verlassen werden, die geeignet, 
geübt und unterwiesen sind. 

(4) Versenkeinrichtungen dürfen abweichend von Ab­
satz 3 nicht betreten oder verlassen werden, solange sie in 
Bewegung sind. 

(5) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, daß Teile des 
Bühnenbodens, die gegeneinander verschiebbar sind, nur 
gemeinsam überbaut werden, wenn sie gegen unbeab­
sichtigte Bewegungsvorgänge gesichert worden sind. 

(6) Sicherheitsschalter und vergleichbare Einrichtun­
gen dürfen nicht für den regulären Betrieb verwendet 
werden. 

§ 27 
Elektrische Betriebsmittel 

(1) Ortsveränderliche elektrische Musikanlagen, Requi­
siten und Leuchten sowie deren Komponenten, die zur 
Handhabung durch Darsteller vorgesehen sind, dürfen 
nur unter Anwendung besonderer Schutzmaßnahmen 
gegen zu hohe Berührungsspannung betrieben werden. 

(2) Bei Außenproduktionen ist vor dem Herstellen des 
Stromanschlusses dessen Fehlerfreiheit auf der Einspei­
seseite festzustellen. 

(3) Beleuchtungs-, Bild- und Filmwiedergabegeräte 
sowie sonstige wärmeabgebende Geräte mÜSSen so ange­
ordnet und aufgestellt sein, daß sich die von ihnen 
ausgehende Licht- und Wärmeenergie gefahrlos ausbrei­
ten kann und Dekorationen, Ausstattungsgegenstände 
und andere Einrichtungen keine unzulässig hohen Tem­
peraturen annehmen. 

§ 28 
Schußwaffen und Pyrotechnik 

(1) Schußwaffen mit explosiven Treibmitteln müssen 
bauartgeprüft und zugelassen sein sowie die entspre­
chende Kennzeichnung aufweisen. Schußwaffen mit ei­
nem Kaliber über 4 mm mÜSSen zusätzlich beschossen 
sein und ein gültiges Beschußzeichen tragen. Es darf nur 
zulässige Kartuschenmunition verwendet werden. 
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(2) Kann abweichend von Absatz 1 Satz 3 bei Film- und 
Fernsehproduktionen aus zwingend notwendigen szeni­
schen Gründen Kartuschenmunition nicht verwendet 
werden, dürfen Schußwaffen nur an zugelassenen 
Schießstätten unter Aufsicht eines Sachverständigen für 
Waffenwesen zum Einsatz kommen. 

(3) Pyrotechnische Gegenstände und Sätze der Klassen 
I, II, III sowie Tl und T2 müssen geprüft und zugelassen 
sein. Bei Verwendung pyrotechnischer Gegenstände und 
Sätze zum Erzeugen von Effekten hat der Unternehmer 
dafür zu sorgen, daß die sprengstoffrechtlichen Vor­
schriften eingehalten werden. 

§ 29 
Vorbeugender Brandschutz 

(1) Rauchen, Feuer und offenes Licht sind in bühnen­
technischen, darstellerischen und produktionstechni­
schen Bereichen verboten. 

(2) Aufbauten und Dekoration, mit Ausnahme von 
Möbeln und Requisiten, müssen mindestens schwer ent­
flammbar sein. 

(3) Von den Absätzen 1 und 2 darf nur abgewichen 
werden, wenn dies aus szenischen Gründen unumgäng­
lich ist und besondere Brandschutzmaßnahmen getroffen 
sind. 

§ 30 
Ausstattung 

Dekoration, Kostüme, Möbel, Requisiten und Effekte 
sind so auszuführen und müssen so beschaffen sein, daß 
bei bestimmungsgemäßem Gebrauch Verletzungen sowie 
gesundheitliche Schädigungen vermieden werden. 

§ 31 
Tiere 

Bei der Mitwirkung von Tieren sind den Eigenschaften 
der Tiere entsprechende Sicherheitsrnaßnahmen beim 
Befördern, Vorführen und Bewahren zu treffen. 

§ 32 
Instandhaltung, Reinigung 

(1) Sicherheitstechnische und maschinentechnische 
Einrichtungen müssen regelmäßig instandgehalten wer­
den. 

(2) Instandhaltungsarbeiten an sicherheitstechnischen 
und maschinentechnischen Einrichtungen dürfen erst 
durchgeführt werden, wenn sichergestellt ist, daß unbe­
absichtigte Bewegungen nicht ausgelöst werden können. 

(3) Veranstaltungs- und Produktionsstätten sowie de­
ren Ausstattung sind weitgehend staubfrei zu halten und 
mindestens jährlich gründlich zu reinigen. 

V. 
Prüfungen 

§ 33 
Prüfung vor der ersten Inbetriebnahme 

und nach wesentlichen Änderungen 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, daß sicher­
heitstechnische und maschinentechnische Einrichtungen 
vor der ersten Inbetriebnahme und nach wesentlichen 
Änderungen vor der Wiederinbetriebnahme durch Sach­
verständige geprüft werden. 

(2) Die Prüfung besteht aus Vorprüfung, Bauprüfung, 
Abnahmeprüfung und - falls erforderlich Nachprüfung. 

(3) Bei sicherheitstechnischen und maschinentechni­
schen Einrichtungen, für die der Nachweis einer Typprü­
fung (Baumusterprüfung) oder die EG-Konformitätser­
klärung vorliegt, erstreckt sich die Prüfung vor der ersten 
Inbetriebnahme nach Absatz 1 auf die ordnungsgemäße 
Aufstellung, Ausrüstung und Betriebsbereitschaft. 

(4) Die Prüfung vor der ersten Inbetriebnahme nach 
Absatz 1 ist nicht erforderlich für sicherheitstechnische 
und maschinentechnische Einrichtungen, die betriebsbe-

reit angeliefert werden und für die der Nachweis einer 
Typprüfung (Baumusterprüfung) oder die EG-Konfor­
mitätserklärung vorliegt. 

§ 34 
Wiederkehrende Prüfungen 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, daß sicher­
heitstechnische und maschinentechnische Einrichtungen 
mindestens alle vier Jahre durch Sachverständige im 
Umfang der Abnahmeprüfung geprüft werden. 

(2) Sicherheitstechnische und maschinentechnische 
Einrichtungen sind mindestens einmal jährlich durch 
Sachkundige zu prüfen. 

(3) Flugeinrichtungen sind durch Sachkundige vor 
jedem Einsatz zu prüfen. Die Prüfung umfaßt Sichtprü­
fung und Belastungsproben in Bewegung. 

(4) Belastungsproben nach Absatz 3 mit Personen 
dürfen nur bei geringen Absturzhöhen durchgeführt 
werden. 

§ 35 
Prüfbuch 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, daß die 
Ergebnisse der Prüfungen nach §§ 33 und 34 in einem 
Prüfbuch festgehalten werden. 

(2) Der Unternehmer hat die Kenntnisnahme und die 
Abstellung festgestellter Mängel im Prüfbuch zu bestäti­
gen. Er hat dafür zu sorgen, daß diese Mängel behoben 
werden. Bestehen nach Art und Umfang der Mängel 
gegen die Inbetriebnahme, die Wiederinbetriebnahme 
oder den Weiterbetrieb Bedenken, hat er dafür zu sorgen, 
daß die Einrichtung außer Betrieb gesetzt wird. Er darf 
die Einrichtung erst in Betrieb nehmen bzw. weiter 
betreiben, wenn die Mängel behoben und eventuell 
erforderliche Nachprüfungen, die er zu veranlassen hat, 
durchgeführt sind. 

(3) Werden aufgrund des Prüfergebnisses des Sachver­
ständigen Nachprüfungen erforderlich, so ist das Prüf­
ergebnis der für den Arbeitsschutz zuständigen Behörde 
sowie dem Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
mitzuteilen. 

§ 36 
Sachverständige 

Als Sachverständige für die Prüfung von sicherheits­
technischen und maschinentechnischen Einrichtungen 
gelten die vom Träger der gesetzlichen Unfallversiche­
rung ermächtigten Sachverständigen. 

VI. 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 37 

Ordnungswidrig im Sinne des § 209 Abs. 1 Nr. 1 Siebtes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) handelt, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig den Bestimmungen des 

§ 3 in Verbindung mit §§ 4, 5, 6 Abs. 3, 7, 8, 9, 10 Abs. 3 
bis 5, 12, 13 Abs. 2 
oder 

- § 14 in Verbindung mit §§ 15, 16, 20 Abs. 1 und 3, 22, 24, 
25,26 Abs. 4 und 5, 27, 28, 29, 31, 32, 33 Abs. 1,34 und 35 

zuwiderhandelt. 

VII. 
Übergangsregelungen 

§ 38 

(1) Die die Einrichtungen betreffenden Forderungen 
dieser Unfallverhütungsvorschrift, die über die bisher 
gültigen hinausgehen, gelten vorbehaltlich des Absatzes 2 
nicht für Einrichtungen, die vor Inkrafttreten dieser 
Unfallverhütungsvorschrift errichtet waren oder mit de­
ren Errichtung vor Inkrafttreten dieser Unfallverhü­
tungsvorschrift begonnen wurde. 
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(2) Der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
kann bestimmen, daß eine Einrichtung entsprechend 
dieser U~fallverhütungsvorschrift geändert wird, wenn 
ohne die Anderung Gefahren für Leben oder Gesundheit 
der Versicherten zu befürchten sind. 

VIII. 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 39 

(1) Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am ersten 
Tage des Monats April oder des Monats Oktober in Kraft, 
der als erster der Bekanntmachung folgt. 

(2) Gleichzeitig tritt die Unfallverhütungsvorschrift 
"Bühnen und Studios" vom August 1974 in der Fassung 
vom Januar 1993 außer Kraft. 

Münster, den 30. Juni 1997 

Der Geschäftsführer 

Micha 

Genehmigung 

Die vorstehende Unfallverhütungsvorschrift 

"Veranstaltungs- und Produktionsstätten 
für szenische Darstellung" (GUV 6.15) 

wird genehmigt. 

Düsseldorf, den 17. Juli 1997 

In A 3 - 8006.1/PO 

Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Lucks 

GV. NW. 1997 S. 307. 
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